
OB-Wahl in Stuttgart: Für Rockenbauch
stimmen – und die nächsten Kämpfe
vorbereiten!
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In Stuttgart wird ein neues „Stadtoberhaupt“ gewählt. Im ersten Wahlgang am 8. November hat
erwartungsgemäß kein/e KandidatIn eine absolute Mehrheit erreichen können, so dass im zweiten
Wahlgang am 29. November die Entscheidung fallen wird. Der 2012 gewählte Fritz Kuhn (Grüne)
trat nicht erneut an. Die CDU kandidiert mit Frank Nopper, um den höchsten Posten im Rathaus
zurückzuholen, den sie von 1974 bis 2012 gestellt hatte. Er erhielt im ersten Wahlgang die meisten
Stimmen (31,8 %), auf ihn folgten Veronika Kienzle (17,2 %, Grüne), Marian Schreier (15,0 %, z. Zt.
parteilos, SPD-Mitgliedschaft ruht), Hannes Rockenbauch (14,0 %, Stuttgart Ökologisch Sozial/Die
Linke), Martin Körner (9,8 %, SPD). Die KandidatInnen aus der Fraktion der Quer-, Schief-, Rechts-
und WenigdenkerInnen sind im Ergebnis kaum der Rede wert: Malte Kaufmann (2,2 %, AfD),
Michael Ballweg (2,6 %, parteilos, Querdenken 0711). Zur Stichwahl haben Kienzle, Körner,
Kaufmann sowie Heer (0,8 %) und Reutter (4,4 %) zurückgezogen. Somit sind Nopper, Schreier und
Rockenbauch die aussichtsreichsten Kandidaten.

Einschätzung des Ergebnisses

Nopper hat zwar mit Abstand am besten abgeschnitten. Er hat aber von allen CDU-KandidatInnen
seit 1945 das schlechteste Ergebnis eingefahren. 2012 konnte Fritz Kuhn die Wahl gegen den CDU-
Kandidaten für sich entscheiden. Dies geschah vor dem Hintergrund dessen, dass die Grünen –
gerade im Südwesten – unter bürgerlichen WählerInnenschichten zu einer starken Konkurrenz für
die CDU geworden sind. Der Wahlsieg der Grünen bei der baden-württembergischen Landtagswahl
und die Bildung einer grün-roten Koalition 2011 hatten dies schon angekündigt. Im Wahlsieg 2012
schlugen sich auch die Niederlagen der Bewegung gegen S21 nieder. Deren kämpferischer Flügel
hatte zwar keine großen Illusionen in die Grünen, aber er konnte nach der erfolgten (und
verlorenen) Volksabstimmung, nach Baubeginn und dem Niedergang der Massenbewegung der
weitverbreiteten Ablehnung des Bauprojekts keine weitere Perspektive mehr geben. Die Grünen
vermochten mit dem „Realo“ Fritz Kuhn und als eine Kraft, die in der Bewegung mitgegangen ist,
ohne eine kämpferische Rolle zu spielen, diese Stimmung aufzugreifen. Sie mussten gar keinen Anti-
CDU-Wahlkampf führen, um diejenigen abzugreifen, die von den Konservativen die Schnauze voll
hatten. Gleichzeitig blieben die Grünen anschlussfähig ans bürgerliche Lager.

Aufgrund der heute ganz anderen Ausgangslage konnte Kienzle an Kuhns Wahlerfolg nicht
anknüpfen. Dass sie im Vergleich zum ersten Wahlgang 2012 (Kuhn 36,5 %) prozentual mehr als die
Hälfte eingebüßt hat, überrascht dennoch. Kienzle kommt eigentlich aus dem linken Flügel der
Grünen. Sie setzte sich im Wahlkampf aber kaum programmatisch von Kuhn ab, sondern
beschränkte sich auf grüne Gemeinplätze, die man mit „Wirtschaft, Klima, Diversität“
zusammenfassen kann. Wer von Kuhns rechter Politik enttäuscht war, den konnte Kienzle so nicht
zurückgewinnen. Sie bekam im Gegenteil ernsthafte Konkurrenz von Rockenbauch, der sein
Ergebnis im Vergleich zu 2012 (10,4 %) deutlich gesteigert hat.

Fehde in der SPD

Die SPD nominierte ihren Fraktionsvorsitzenden Martin Körner als Kandidaten. Zusätzlich
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kandidierte Marian Schreier, ebenfalls SPD-Mitglied und aktuell Bürgermeister der Stadt Tengen.
Seine Kandidatur stieß auf die Ablehnung der Stuttgarter SPD, er muss daher bis zum Abschluss der
Wahl seine Mitgliedschaft ruhen lassen. Erst recht seit seiner Weigerung, seine Kandidatur im
zweiten Wahlgang zugunsten eines gemeinsamen Anti-Nopper-Kandidaten zurückzuziehen, wird er
als rücksichtsloser Karrierist gesehen, und diese Einschätzung ist nicht ungerechtfertigt.

Er hat Verbindungen zum rechten SPD-Flügel und hat als Redenschreiber für Peer Steinbrück
gelernt zu formulieren, ohne etwas zu sagen. Eine solide Grundausbildung in Dampfplauderei gehört
zweifellos zu seinen Qualitäten. Warum er gegen den Kandidaten seiner eigenen Partei antritt,
begründete er nicht etwa mit inhaltlichen Positionen, sondern mit dem populistischen
Scheinargument, dass die Entscheidung, wer der beste Kandidat sei, ohnehin nur den WählerInnen
zustehe.

Das wiederum sagt uns aber eigentlich mehr über den Zustand und die Rolle der Stuttgarter SPD als
über Schreiers Charakter. Bereits in der OB-Wahl 1996 tauchte mit Joachim Becker als sogenannter
unabhängiger Bewerber im zweiten Wahlgang unangekündigt ein zweiter SPD-Kandidat auf, der
letztlich die krachende Niederlage für die SPD und den haushohen Sieg für Wolfgang Schuster
(CDU) verstärkte. Die SPD segelte in Stuttgart jahrelang im Windschatten der CDU bzw. des rechten
parteilosen OB Klett. Sie gehörte von Anfang an zu den UnterstützerInnen von S21 und setzte diese
Haltung selbst zu den Hochzeiten der Bewegung gegen S21, 2010 – 2011, gegen alle Widerstände –
auch in der eigenen Mitgliedschaft – durch.

Im Vorfeld der aktuellen Wahl führten die SPD und ihr Kandidat Martin Körner – bereits vor Kuhns
Ankündigung, nicht mehr zu kandidieren – Gespräche mit der FDP und den „Freien Wählern“ über
einen möglichen gemeinsamen Kandidaten. Das Fehlen eines eigenen politischen Profils der
Stuttgarter SPD ließe sich kaum bildlicher ausdrücken. Das blamable Wahlergebnis von unter 10 %
für Körner ist die Strafe dafür. Dass der Querschläger Schreier mit 15 % deutlich besser
abschneidet, setzt dem noch eins drauf: Offenbar haben in Stuttgart sozialdemokratische
KandidatInnen mehr Chancen, je weiter sie von der biederen Rathaus-SPD entfernt sind. Nach
Körners Rückzug hieß es zunächst, die SPD werde im zweiten Wahlgang dann doch Schreier
unterstützen. Am Ende entschied sie sich dazu, sich doch besser ganz rauszuhalten und keinen
Wahlaufruf abzugeben. Ihrer Tradition, durch Danebenstehen der CDU ins Amt zu helfen, bleibt sie
jedenfalls treu.

Rockenbauch

Rockenbauch hat als einziger Kandidat einen Wahlkampf geführt mit konkreten und greifbaren
Zielen, die wichtige soziale Fragen in Stuttgart aufgreifen. So tritt er für einen kostenlosen
Nahverkehr ein. Martin Körner (SPD) vertrat das Ziel eines 365-Euro-Jahrestickets, die übrigen
KandidatInnen beschränkten sich auf unverbindliche Allgemeinplätze. Rockenbauch fordert die
Verdopplung des Bestands städtischer Wohnungen und die Absenkung der städtischen Kaltmieten
auf 5 Euro pro Quadratmeter und die Klimaneutralität Stuttgarts bis 2030. Diese Forderungen
unterstützen wir ebenso wie viele seiner Ziele zur Stadtentwicklung und Verkehrsplanung. Seine
Kandidatur wird von weiten Teilen der Stuttgarter Linken unterstützt, einschließlich Fridays for
Future, [’solid], Migrantifa. Sein Stimmenanteil im ersten Wahlgang war grob doppelt so hoch, wie
bei überregionalen Wahlen für die Linkspartei in Stuttgart in den vergangenen Jahren üblich. Dieser
Erfolg geht auf seine konkreten, greifbaren Forderungen zurück und auf seine Verankerung in der
Linken.

Dabei ist klar, dass das Amt eines „Stadtverwaltungshäuptlings“ der Umsetzung vieler Ziele enge
Grenzen setzt. Ein Programm „linker Stadtpolitik“ erfordert daher eine viel umfassendere
Orientierung auf eine Bewegung, die in der Lage ist, diese auch gegen die Kapitalinteressen



politisch durchzusetzen – nicht nur auf lokaler Ebene, sondern landes- und bundesweit. Ein linker
Bürgermeister, der auf lokaler Ebene etwa den Auswirkungen der Mietspekulation etwas
entgegensetzen will, kann dies nicht kraft seines Amtes und einer Mehrheit im Gemeinderat
umsetzen – er wird nicht nur auf den Widerstand des gewachsenen (und nach wie vor CDU-lastigen)
städtischen Beamtenapparates stoßen, sondern prinzipiell auf eben die Klassenkräfte, die den
Mietenwahnsinn vorantreiben.

Wir rufen zur Wahl Rockenbauchs auf, weil er der Kandidat einer Bewegung ist, deren Losungen er
aufgreift. Nun kann die Kritik des Kompetenzrahmens, der für OberbürgermeisterInnen gesetzt ist,
natürlich nicht die Kandidatur selbst treffen. Aber es ist unbedingt notwendig zu sagen, dass die
Ziele seines Wahlprogramms – wie der kostenlose Nahverkehr und die Absenkung der Mieten – eine
Kampfperspektive erfordern. Es ist notwendig, eine Bewegung der betroffenen Lohnabhängigen,
MieterInnen, etc. hierfür aufzubauen.

Dies gilt erst recht für die Frage der Arbeitsplätze, die im industriellen und industrienahen Bereich
so bedroht sind wie schon lange nicht mehr. Tausende Jobs bei Bosch, Daimler, Mahle und in vielen
kleineren Betrieben sind gestrichen worden und weitere Kürzungen stehen an. Dieses Thema greift
Rockenbauch nur zaghaft auf, er organisiert Foren mit BetriebsrätInnen und Beschäftigten der
betroffenen Betriebe. Einen kämpferischeren, linkeren Ansatz hat aber auch nicht die lokale LINKE
zu bieten, die sich unter Riexingers Führung scheut, andere Perspektiven als die total auf „soziale“
Abwicklung des Abbaus fixierte IG Metall zu präsentieren. Rockenbauch selbst ist übrigens nicht
Mitglied der LINKEN, hat aber schon für die Landtagswahl 2016 für diese kandidiert.

2012 zog Rockenbauch nach dem ersten Wahlgang zurück und überließ Kuhn das Feld. Er wendete
die Logik des kleineren Übels an: lieber „einer von uns“, auch wenn er kein linkes Programm hat, als
wieder CDU. Er verzichtete auf die Weise darauf, den zweiten Wahlgang zu nutzen, um
UnterstützerInnen gegen den zu erwartenden grünen Verrat bei S21 zu mobilisieren. Er wiederholte
den Fehler in diesem Jahr mit dem Versuch, eine Anti-CDU-Allianz mit SPD und Grünen zu
schmieden. Das Vorhaben, Kienzle als gemeinsame Kandidatin eines „sozial-ökologischen Lagers“
aufzustellen, scheiterte nur an der Weigerung Schreiers, seine Kandidatur zurückzuziehen.

Für das „sozial-ökologische“ Bündnis verzichtete Rockenbauch auf weite Teile seines Programms.
Bei der Wohnungspolitik trat anstelle der bislang vertretenen Mietsenkung auf 5 Euro pro qm ein
Mieterhöhungsstopp für die nächsten 8 Jahre. Anstelle konkreter Zielvorgaben beim Wohnungsbau
traten unverbindliche Bekenntnisse, anstelle der im Wahlkampf vertretenen Forderung nach
Enteignung leerstehender Gebäude tritt „Intensivierung des Leerstandsmanagements, z. B. über
Ansprache von Eigentümer*innen“. Damit sollte klar sein, wie wenig ein Bündnis mit der
bürgerlichen grünen Partei wert ist. Der Preis dafür ist in jedem Fall Aufgabe des eigenen
Programms.

Diese von reformistischen Parteien wie LINKE und SPD abgekupferte und für deren KandidatInnen
typische Vorgehensweise, Forderungen nur zur Wahlwerbung zu nutzen und dann auf den
Verhandlungstischen von Koalitionen zu opfern, lehnen wir ab. Letztlich unterscheiden sich „linke“
von „rechten“ Regierungen oft nur durch einige kosmetische Züge und, wessen Klientel mehr
Staatsknete erhält. Ein Vorgehen, das immer wieder und wieder die WählerInnen enttäuscht und sie
von den reformistischen, im Grunde bürgerlichen ArbeiteInnenparteien abwendet.

Unser Wahlaufruf für reformistische Parteien – und auch KandidatInnen wie Rockenbauch –
bedeutet also keinesfalls Zuspruch für deren Unterordnung unter den bürgerlichen Politikbetrieb
oder deren Programm. Zugleich aber repräsentiert Rockenbauch als Kandidat der Linkspartei und
der sozialen Bewegungen jene Teile der ArbeiterInnenklasse und Unterdrückten, die gegen die
Politik von CDU, Grünen, … ankämpfen wollen und von der SPD die Schnauze voll haben.



Wir rufen dazu auf, am 29. November für Hannes Rockenbauch zu stimmen – und zugleich den
Kampf vorzubereiten, der nötig sein wird, um gegen die CDU einen kostenlosen Nahverkehr,
bezahlbare Mieten und die klimaneutrale Stadt durchzusetzen und den Kampf gegen alle
Entlassungen und Kürzungen aufzunehmen!


